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In Frankfurt tritt zunehmend ein Spannungsfeld zwischen dem Ziel der Klimaneutralität bis 2035 und den Vorgaben des Milieu-
schutzes zutage. Energetische Modernisierungen – etwa der Austausch alter Heizsysteme, Dämmmaßnahmen oder die Erneue-
rung von Fenstern – sind entscheidend für die CO2-Reduktion und die Zukunftsfähigkeit des Gebäudebestands. In der Praxis 
werden solche Maßnahmen in Milieuschutzgebieten jedoch häufig verzögert oder gar nicht umgesetzt. Diese Problematik be-
trifft nicht nur Frankfurt, sondern auch andere Großstädte wie Berlin oder Köln. 

Die Milieuschutzsatzungen wurden ursprünglich geschaffen, um 
Luxussanierungen und damit verbundene Verdrängungsprozesse 
in bestimmten Stadtteilen zu verhindern. In der Praxis betreffen die 
Regelungen jedoch auch energetische Modernisierungen, die über 
die GEG-Mindestanforderungen hinausgehen und die nach Bun-
desrecht ausdrücklich förderfähig und politisch erwünscht sind. 
Diese Maßnahmen werden in Frankfurter Milieuschutzgebieten nur 
dann genehmigt, wenn zusätzlich zum Bundesförderprogramm 
auch der Frankfurter Modernisierungsbonus in Anspruch genom-
men wird. Dadurch entsteht allerdings ein paradoxes Ergebnis: Die 
energetisch bessere Lösung ist durch die Förderung häufig günsti-
ger als eine Sanierung nach GEG-Mindeststandard – wird jedoch 
ohne den städtischen Bonus nicht genehmigt.
Der Frankfurter Modernisierungsbonus unterstützt Eigentümer 
zwar mit Zuschüssen von bis zu 35 Prozent, bindet sie im 
Gegenzug jedoch an eine 30-jährige Baulast, die unter anderem 
beinhaltet:

	_ Mietpreisbindung an die ortsübliche Vergleichsmiete über 30 
Jahre,

	_ Einschränkung bzw. Ausschluss der Modernisierungsumlage 
nach § 559 BGB.

ERFAHRUNGEN AUS DER PRAXIS
Unsere Praxiserfahrung zeigt, dass insbesondere private Eigen-
tümerinnen und Eigentümer von Mehrfamilienhäusern häufig 
von umfassenden energetischen Sanierungen absehen, sobald 
diese mit der Inanspruchnahme des Modernisierungsbonus und 
der damit verbundenen 30-jährigen Bindung an Mietobergren-
zen einhergehen.
Die Gründe hierfür liegen u. a. in:

	_ der langfristigen Bindung, die wirtschaftliche Planung über 
Jahrzehnte erschwert,

	_ sowie der Tatsache, dass viele Eigentümer bereits Aspekte der 
Vermögensnachfolge bzw. Erbschaftsplanung berücksichtigen.

In der Konsequenz führt dies dazu, dass energetisch notwendige 
Modernisierungen aus wirtschaftlichen Erwägungen vollständig 
unterbleiben – nicht, weil kein Sanierungswille besteht oder 
Luxussanierungen geplant sind, sondern weil die regulatorischen 
Rahmenbedingungen langfristige Entscheidungen verhindern.

WIDERSPRUCH ZUM GEBÄUDEENERGIEGESETZ (GEG 2024)?
Im aktuell gültigen Gebäudeenergiegesetz (§ 71 GEG 2024) ist 
vorgeschrieben, dass neue Heizungsanlagen zu mindestens 65 % 
mit erneuerbaren Energien betrieben werden müssen. Maßnah-
men, die ausschließlich dieser gesetzlichen Mindestanforderung 
dienen, müssten folglich grundsätzlich genehmigungsfähig sein 
– unabhängig davon, ob eine kommunale Zusatzförderung in 
Anspruch genommen wird.
Das aktuelle Bauaufsichtsmerkblatt der Stadt Frankfurt bezieht 
sich jedoch noch auf das GEG 2023 und fordert zusätzlich, dass 
die bestehende Heizungsanlage entweder älter als 30 Jahre oder 
irreparabel sein muss – oder der Frankfurter Modernisierungs-
bonus genutzt wird. Dies führt dazu, dass energetisch sinnvolle 
und bundesrechtlich geforderte Maßnahmen faktisch verzögert 
oder verhindert werden, obwohl sie nach Bundesrecht nicht nur 
zulässig, sondern ausdrücklich vorgeschrieben und zusätzlich 
förderfähig sind. Bereits am 13.10.2025 wurde hierzu eine kon-
krete Anfrage an die Bauaufsicht gestellt, in der um eine recht-
lich verbindliche Klarstellung gebeten wurde. Es wurden zwar 
in der Zwischenzeit kleinere Veränderungen am Merkblatt vor-
genommen und das Datum geändert, eine Rückmeldung liegt 
bis zum Redaktionsschluss allerdings nicht vor.

ZWISCHEN KLIMASCHUTZ, MIETERSCHUTZ UND KOMMUNALER REGULIERUNG

Energetische Sanierungen 
in Frankfurt am Main
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WAS PASSIERT, WENN DIE FÖRDERMITTEL AUFGEBRAUCHT SIND?
Die für 2025 vorgesehenen Fördermittel des Modernisierungs-
bonus (5,4 Mio. €) werden laut aktueller Mitteilung dieses Jahr 
ausgeschöpft. Dies führt der berechtigten Frage: Werden ener-
getische Modernisierungen künftig faktisch untersagt, wenn 
keine städtischen Fördermittel mehr zur Verfügung stehen – 
obwohl sie nach Bundesrecht förderfähig wären – oder muss 
dann die Baulast eingetragen werden, ohne eine weitere Förde-
rung zu erhalten?

FAZIT
Die aktuelle Genehmigungspraxis im Milieuschutzgebiet führt 
dazu, dass Klimaschutz auf politischer Ebene gefordert wird, in 
der praktischen Umsetzung jedoch häufig an regulativen Hür-
den scheitert. Gerade im Gebäudebestand, der maßgeblich zur 
Erreichung der Klimaziele beitragen muss, sollten Modernisie-
rungen nicht erschwert, sondern aktiv ermöglicht werden. Die 
energetische Transformation des Gebäudebestands gelingt nur, 
wenn Eigentümer wirtschaftlich tragfähige Entscheidungen tref-
fen können und Planungssicherheit haben. Wir erleben täglich, 
dass Klimaschutz und soziale Verantwortung keine Gegensätze 
sein müssen. Auch wir sind selbstverständlich für bezahlbaren 
Wohnraum – gleichzeitig zeigt unsere Erfahrung, wie dringend 
die energetische Transformation des Gebäudebestands ist, um 
langfristig sowohl ökologische als auch wirtschaftliche Stabili-
tät zu sichern. Unser Anliegen ist es nicht, den Mieterschutz 
abzuschwächen, sondern Modernisierungen so zu ermöglichen, 
dass Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt werden können, ohne 
Mieter unverhältnismäßig zu belasten. Auch aus Gesprächen mit 
Eigentümern wissen wir: Viele erkennen die Notwendigkeit 
energetischer Sanierungen und unterstützen grundsätzlich Kli-
maziele. Dennoch müssen sie – insbesondere im privaten 
Bestand – wirtschaftlich tragfähig handeln und langfristige Ent-
scheidungen treffen. Gerade die umfangreiche Bürokratie und 
die 30-jährige Mietpreisbindung führt dazu, dass notwendige 
Maßnahmen nicht umgesetzt werden, obwohl deren Nutzen für 
alle Beteiligten außer Frage steht. Dabei bieten energetische 
Sanierungen insbesondere auch für Bewohner klare Vorteile – 
etwa durch sinkende Nebenkosten, höheren Wohnkomfort und 
den Erhalt der Gebäudesubstanz. 

Aus unserer Sicht kann nachhaltiger Mieterschutz daher nicht 
ausschließlich über Mietobergrenzen, sondern auch über ener-
gieeffiziente Gebäude und langfristig reduzierte Betriebskosten 
erreicht werden.

Rechtliche Einordnung

Die 30-jährigen Bindung an den Mietspiegel wird im 
Rahmen des Bonus als zentrale Auflage angewandt. 
Dabei ist der Mieterschutz bereits gesetzlich geregelt:

_ �§ 558 BGB schreibt vor, dass Mieten im Bestand sich 
nach der ortsüblichen Vergleichsmiete richten.

_ �Die Kappungsgrenze (max. 15 % Erhöhung in drei 
Jahren) gilt in Frankfurt ebenfalls.

_ �§ 559 BGB erlaubt eine begrenzte Umlage von Moder-
nisierungskosten, weil energetische Verbesserungen 
auch den Mieter*innen nutzen (z. B. sinkende Heiz-
kosten, höhere Wohnqualität).

Die Einhaltung des Mietspiegels wird nicht präventiv, 
sondern im Anlassfall kontrolliert – zum Beispiel durch: 

_ �Widerspruch der Mieter*innen,

_ �Mietprüfung durch das Amt für Wohnungswesen,

_ �gerichtliche Überprüfung im Streitfall.

Das bedeutet: Mieterschutz besteht bereits. Eine zu-
sätzliche, langfristige Bindung über 30 Jahre durch den 
Bonus schafft keinen zusätzlichen Schutz, erhöht aber 
die bürokratische Belastung und verhindert Investitionen.

Rechtsanwalt Gregor Weil, Geschäftsführer  
Haus & Grund Frankfurt am Main e. V.
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